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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 5 R 132/08 B 
 
L 10 R 4984/07 (LSG Baden-Württemberg) 
S 5 R 923/07 (SG Karlsruhe) 
 
 
 
 
…………………………………, 
 
 

Kläger, Antragsteller 
und Beschwerdeführer, 

 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Gartenstraße 105, 76135 Karlsruhe, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. Oktober 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s 

und die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 21. Februar 2008 

Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im vorbezeichneten Urteil 

wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 21.2.2008 hat das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) einen 

Anspruch des Klägers auf Gewährung von Rente wegen voller, hilfsweise wegen teilweiser 

Erwerbsminderung verneint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim 

Bundessozialgericht (BSG) eingelegt und für die Durchführung des Beschwerdeverfahrens die 

Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragt.  

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist abzulehnen.  

 

Nach § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordnung kann einem Beteiligten 

für das Verfahren vor dem BSG nur dann Prozesskostenhilfe bewilligt werden, wenn die 

beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Dies ist hier nicht der 

Fall. Es ist nicht zu erkennen, dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 73 Abs 4 

SGG) in der Lage wäre, eine Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers erfolgreich zu 

begründen. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätz-

liche Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des 

Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundes-

verfassungsgerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein 

Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen 

kann (Nr 3). Weder nach dem Vorbringen des Klägers noch nach der Prüfung des Streitstoffs 

durch den erkennenden Senat ist das Vorliegen eines der vorgenannten Zulassungsgründe 

ersichtlich. 

 

Es ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das vom Kläger angegriffene 

Urteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche Bedeutung im Sinne 

dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die all-

gemeine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung besitzt (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a 

Nr 34). Die Frage muss außerdem klärungsbedürftig sein. Das ist grundsätzlich nicht der Fall, 

wenn die Antwort darauf von vornherein praktisch außer Zweifel steht (vgl BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 4, 11) oder bereits höchstrichterlich entschieden ist (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 

Nr 8). Rechtsfragen, die in diesem Sinne grundsätzliche Bedeutung haben könnten, sind im 

vorliegenden Rechtsstreit nicht ersichtlich. 

 

Zu den Leistungsvoraussetzungen der hier streitigen Rente wegen Erwerbsminderung nach 

den jetzt geltenden §§ 43, 240 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) bzw der dieser 
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vergleichbaren Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit (Erwerbsunfähigkeit/Berufs- 

unfähigkeit) nach den früheren §§ 43, 44 SGB VI besteht bereits eine umfangreiche Recht-

sprechung des BSG (vgl dazu Niesel in Kasseler Kommentar zu §§ 43, 240 SGB VI und im 

Ablegeordner zu §§ 43, 44 SGB VI alter Fassung).  

 

Der Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) könnte ebenfalls nicht mit Erfolg 

geltend gemacht werden. Divergenz (Abweichung) bedeutet Widerspruch im Rechtssatz oder 

- anders ausgedrückt - das Nichtübereinstimmen tragender abstrakter Rechtssätze, die den 

miteinander zu vergleichenden Entscheidungen zugrunde gelegt worden sind. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von 

einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG auf-

gestellt hat (BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 mwN). Dafür fehlt vorliegend jeder Anhaltspunkt.  

 

Schließlich lässt sich auch kein Verfahrensmangel feststellen, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG zur Zulassung der Revision führen könnte. Insbesondere ist der Anspruch des Klägers auf 

Gewährung rechtlichen Gehörs gemäß § 62 SGG, Art 103 Abs 1 Grundgesetz nicht verletzt. 

Entgegen der Behauptung des Klägers ist diesem das von der Beklagten im Verwaltungsver-

fahren in Auftrag gegebene Gutachten Dr. S.                     vom 18.7.2006, auf das sich das LSG 

berufen hat, vor dessen Entscheidung bekannt gewesen. Der Kläger hat das Gutachten bereits 

im Widerspruchverfahren erhalten, was er mit an die Beklagte gerichtetem Schreiben vom 

28.8.2006 ausdrücklich bestätigt hat. Zwar hat der Kläger gleichzeitig mit diesem geltend 

gemacht, das übersandte Gutachten sei unvollständig, weil "Angaben zum Begutachtungs-

anlass" (Seite 1), "Angaben zur Arbeitsfähigkeit" (Seite 1), Angaben zu "Behandelnde Ärzte" 

(Seite 1), Angaben zu Block A "Letzte berufliche Tätigkeit" (Seite 4) und Angaben zu Punkt 6 

(Seite 5) "Gesundheitsschaden verursacht durch" fehlten. Hieraus ergibt sich jedoch nicht, dass 

die Beklagte das Gutachten dem Kläger nur teilweise übersandt hat. Die vom Kläger gerügten 

Lücken hat der Gutachter Dr. S.               vielmehr im Gutachtenformular frei gelassen. Das 

LSG durfte trotz Abwesenheit des Klägers im Termin vom 21.2.2008 entscheiden. Der Kläger 

ist in der Terminsbestimmung vom 16.1.2008 darauf hingewiesen worden, dass auch im Falle 

seines Ausbleibens verhandelt und entschieden werden könne. Ausweislich der Akten des LSG 

hat er einen Antrag auf Verlegung des Termins wegen Verhinderung nicht gestellt. Sonstige 

Verfahrensfehler des Berufungsgerichts sind nicht ersichtlich. 

 

Soweit der Kläger schließlich die Fehlerhaftigkeit des Gutachtens Dr. S.                 und damit die 

Unrichtigkeit des angefochtenen Urteils geltend macht, ist er darauf hinzuweisen, dass die ver-

meintliche Unrichtigkeit der angefochtenen Entscheidung keinen Revisionszulassungsgrund iS 

des § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG darstellt. 
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Das übrige umfangreiche Vorbringen steht mit dem vorliegenden Verfahren in keinem Zu-

sammenhang und ist für die Prüfung der Erfolgsaussicht der beabsichtigten Nichtzulassungs-

beschwerde nicht relevant. 

 

Die vom Kläger eingelegte Beschwerde gegen das Urteil des LSG ist bereits deshalb 

unzulässig, weil sie nicht durch einen vor dem BSG zugelassenen Prozessbevollmächtigten 

(vgl § 73 Abs 4 SGG) eingelegt worden ist. Sie ist daher ohne Zuziehung der ehrenamtlichen 

Richter gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm § 169 SGG als unzulässig zu verwerfen.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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